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BEKANNTMACHUNG

Frist
Wahlvorschläge 
für Kammerwahl
Anders, als im DHB Jahrgang 71 Ausgabe 10 
Seite RH2 veröffentlicht, ist die Einreichung der 
Wahlvorschläge für die Wahlen der Vollver-
sammlung der Handwerkskammer Rheinhes-
sen, wie in der Online-Bekanntmachung unter 
https://hwk.de/ueber-uns/selbstverwal-
tung/ festgelegt, bis zum 11. August 2019 
möglich. Wir bitten, dies zu beachten.

Vollversammlung votiert 
für Ausbildungsumlage
NACHWUCHS: Kammer will Kosten der Ülu auf mehr Schultern verteilen – Wirtschaftsministerium muss noch zustimmen

E
s soll ein Beitrag für mehr Solida-
rität sein. Die Handwerksbetriebe, 
die ausbilden, sollen entlastet wer-
den, indem die, die nicht ausbilden, 

ebenfalls bezahlen. Einstimmig hat die 149. 
Vollversammlung der Handwerkskammer 
Rheinhessen Mitte Juni den Tagesord-
nungspunkt „Ausbildungsumlagebeitrag“ 
verabschiedet. „Statt einer Einzelgebühr 
soll es eine Umlagegebühr geben, die von 
allen Betrieben zu tragen ist, die von der 
Ausbildung profi tieren“, erläuterte Haupt-
geschäftsführerin Anja Obermann. Und 
das sind eben tendenziell alle Betriebe der 
jeweiligen Branche. 

Betroffen sind die Branchen, für die die 
rheinhessische Kammer die überbetriebli-
che Lehrlingsunterweisung (ÜLU) durch-
führt und die nicht bereits über ein eigenes 
Umlagesystem verfügen – also die Berufe 
Informationselektroniker, Informations-
techniker, Elektroniker, Elektrotechniker, 
Feinmechaniker, Metallbauer, Feinwerkme-
chaniker, Friseur, Karosserie- und Fahrzeug-
bauer, Kraftfahrzeugmechaniker, -mechat-
roniker und -techniker, Maler und Lackie-
rer, Maßschneider, Fliesen-, Platten- und 
Mosaikleger, Tischler sowie Installateur und 
Heizungsbauer. Die verabschiedete Ausbil-
dungsumlagebeitragsordnung bezieht sich 
auf die Kosten, die durch die Tätigkeit der 
Kammer im Bereich der Ausbildung entste-
hen, also die Lehrlingsrollenverwaltung, die 
Gesellenprüfung und die ÜLU. Zur Bei-
tragsermittlung wird im Haushaltsplan der 
Kammer ein separater Ausbildungs-Etat er-
mittelt, und zwar separat für jedes Gewerk. 
Je mehr Betriebe eines Gewerks ausbilden, 
desto geringer ist der Umverteilungseffekt. 
Die Umlage pro Betrieb variiert nach aktu-
ellem Stand von 12,65 Euro bei den Fliesen-
legern (sehr viele Betriebe, nur wenige Azu-
bis) bis zu 723,25 Euro im Bereich SHK. 

In Kraft treten soll die Neuregelung An-
fang 2021. Obermann verdeutlichte die 
Auswirkungen anhand einer Beispielrech-
nung für Elektrotechnik-Betriebe. Fal-
len aktuell für einen Lehrling binnen drei 
Jahren 2.570 Euro an Gebühren an, hätten 
nach der Neuregelung alle Betriebe binnen 
drei Jahren 1.620 Euro zu zahlen – egal, 
ob sie einen, fünf oder gar keinen Auszu-
bildenden beschäftigen. Jeder Betrieb soll 
nur für einen Lehrberuf zahlen, und zwar 
für den, bei dem sein rechnerischer Beitrag 
am höchsten liegt. „Es geht um eine Entlas-
tung für die Betriebe, die ausbilden“, stellte 
Obermann klar. Nötig ist für die Einfüh-
rung nur noch eine Genehmigung durch 
das Wirtschaftsministerium. „Das System 
gibt es unter anderem in den Kammern der 
Pfalz und Frankfurt bereits“, betont Ober-
mann. 

Mit einem Anteil von 17,2 Prozent aus-
bildenden Unternehmen gelang im Kam-
merbezirk Rheinhessen im vorigen Jahr 
ein kräftiger Zuwachs. Während die Zahl 
der Lehrlinge im 0,8 Prozent auf 2.683 zu-
nahm, ging die Zahl der Beschäftigten in 
den 7.472 Betrieben um knapp drei Prozent 
auf rund 33.000 zurück. „Im vierten Jahr in 
Folge wurden mehr Ausbildungsverträge 
abgeschlossen“, berichtete Obermann. 
Der Trend habe sich auch im ersten Quar-
tal bestätigt, doch das Niveau liege immer 
noch deutlich zu niedrig. „Und viele blei-
ben nicht im Betrieb oder überleben nicht 
einmal die Probezeit“, hielt die Hauptge-
schäftsführerin fest. Weniger Nachwuchs-
sorgen haben die technischen Berufe, 
während es bei den Friseuren zuletzt regel-
rechte Einbrüche gab. Die meisten neuen 
Azubis gab es 2018 bei den Elektronikern 
(150), Kfz-Mechatronikern (140) und An-
lagenmechanikern SHK (132).

Bei den Gewerken mit den meisten Be-
trieben in Rheinhessen dominieren Flie-
senleger (671 Unternehmen) vor Friseuren 

(650), Kosmetikern (431) und Kfz-Techni-
kern (422). „An der Spitze stehen großteils 
zulassungsfreie Gewerke, was sich in den 
anderen Handwerkskammern in vergleich-
barer Weise zeigt“, erläuterte Obermann. 
Bei den Neueintragungen haben ebenfalls 
Fliesenleger (75, mit deutlichem Rückgang 
allerdings) und Kosmetiker (75) sowie 
Gebäudereiniger (71) die Nase vorn. Die 
Hauptgeschäftsführerin hofft auf eine Wie-
dereinführung der Meisterpfl icht zumin-

dest in einigen Gewerken zum 1. Januar 
2020 – „wenn die große Koalition bestehen 
bleibt“. Sehr kritisch sieht die Kammer den 
Vorschlag aus den Reihen der Kultusmi-
nister, als internationalen Zusatztitel der 
Berufsbezeichnung die Handwerksmeister 
als „Junior Professionals“ und die Betriebs-
wirte im Handwerk als „Senior Professio-
nals“ zu bezeichnen. Dabei handele es sich 
um eine „Herabwürdigung der berufl ichen 
Fortbildungsabschlüsse“. 
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Gutes Wetter und gute Laune: Das Sommer-
fest der Kreishandwerkerschaft Alzey-Worms 
war ein voller Erfolg. Mit dem Fest, das in die-
sem Jahr zum ersten Mal anstelle des traditio-
nellen Frühjahrsempfangs veranstaltet wurde, 
will die KHS für Betriebe, Innungen und an-
dere Akteure aus Politik und Gesellschaft ein 
Forum schaffen, um sich besser auszutau-
schen und zu vernetzen. Inspiration für das 
Sommerfest war das Grillfest, dass die KHS an-
lässlich der Rheinland-Pfalz-Tags 2017 in Alzey 
organisiert hatte, wie Kreishandwerksmeister 
Bernd Kiefer und Geschäftsführer Dirk Egner 
im Vorfeld erklärt hatten. Anja Obermann, 
Hauptgeschäftsführerin der Handwerkskam-
mer Rheinhessen, nutzte die Auftaktveranstal-
tung auf dem Gelände der Wormser Brauerei 
Sander Mitte Juni, um Friedrich Weiler, Ger-
hard Görling und Josef Schmidt für ihr ehren-
amtliches Engagement für das Handwerk mit 
der Silbernen Anstecknadel der Kammer aus-
zuzeichnen.                                                 AS   

Gute Gespräche

VON TORBEN SCHRÖDER

Hans-Jörg Friese, Präsident der Handwerkskammer Rheinhessen, begrüßt die Mitglieder der 
Vollversammlung

Rheinhessen
Handwerkskammer
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Grundschüler spenden 
Ranzen für Flüchtlinge
AKTION: KAUSA Servicestelle, HWK Rheinhessen und 
Adam-Elsheimer-Schule organisieren Ranzen-Spende

Schulleiter Thomas Lind (l.), Claudia Rörig-Paul (M.) von der KAUSA Servicestelle und Ashraf 
El Weshahy, Flüchtlingsnetzwerker der Handwerkskammer Rheinhessen, mit den Schulranzen

Die Schulranzen sind gut gefüllt: Mäppchen, 
Turnbeutel, neue Stifte und Hefte fi nden 
sich darin. Insgesamt 30 dieser Schulran-
zen haben die Viertklässler der Adam-Els-
heimer-Grundschule in Stadecken-Elsheim 
für ein gemeinsames Projekt der rheinhes-
sischen Zweigstelle der KAUSA Servicestelle 
Rheinland-Pfalz, der Handwerkskammer 
Rheinhessen und der Adam-Elsheimer-
Schule kurz vor Beginn der Sommerferien 
gespendet. Die inzwischen ehemaligen 
Grundschüler brauchen die Rucksäcke nicht 
mehr, viele von ihnen werden vor dem Start 
der fünften Klasse an einer weiterführenden 
Schule neu ausgestattet. Die völlig intakten 
Schulranzen und das Lernmaterial sind für 
Flüchtlingskinder gedacht, die nach den 
Sommerferien eingeschult werden. 

Claudia Rörig-Paul von der bei der 
Handwerkskammer Rheinhessen ansässi-
gen KAUSA Servicestelle und Hans-Jörg 

Friese, Präsident der Handwerkskammer, 
übergaben die Spende Anfang Juli persön-
lich in zwei Mainzer Gemeinschaftsunter-
künften für gefl üchtete Menschen an die 
künftigen Schulkinder und an ihre Fami-
lien. „Für sie ist die Ranzen-Spende eine 
wertvolle Starthilfe, die zudem Ressourcen 
schont und bei allen das Bewusstsein für 
soziales Engagement, Teilhabe und Nach-
haltigkeit stärkt“, so Rörig-Paul. 

Die bei der Handwerkskammer Rhein-
hessen ansässige KAUSA Servicestelle und 
die Flüchtlingsnetzwerker der Handwerks-
kammern beraten Menschen mit Flucht- 
und Migrationshintergrund, helfen bei der 
Berufswahl und bei Fragen rund um die 
duale Berufsausbildung. Der neue Schul-
ranzen legt einen Grundstein für diesen 
Bildungsweg und macht Flüchtlingskinder 
und deren Familien früh mit dem Hand-
werk vertraut.                                               AS
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Vorerst kein Fahrverbot 
für Diesel in Mainz
VERKEHR: Stickstoffdioxid-Belastung in der Mainzer Parcusstraße gesunken, aber weiter über 
Grenzwert – Stadt rechnet mit erneuter Klage der Deutschen Umwelthilfe 

D
ie Stadt Mainz wird zum ersten Sep-
tember 2019 vorerst kein Diesel-
Fahrverbot einführen. Das gab Ka-
trin Eder, Umwelt- und Verkehrs-

dezernentin der Landeshauptstadt, Anfang 
Juli bekannt. Grundlage der Entscheidung 
waren die Stickstoffdioxid-Messwerte aus 
dem ersten Halbjahr 2019. Im Halbjah-
resmittel hatte die kritische Messstation in 
der Mainzer Parcusstraße einen Messwert 
von 42 Mikrogramm Stickstoffdioxid pro 
Kubikmeter Luft ermittelt. Der gesetzliche 
Grenzwert liegt bei 40 Mikrogramm.

Ein infolge der Klage der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) gegen die Stadt ge-
fallenes Urteil des Mainzer Verwaltungs-
gerichtes hatte die Stadt im Oktober 2018 
dazu verpfl ichtet, ihren Luftreinhalteplan 
so fortzuschreiben, dass Dieselfahrverbote 
ab dem ersten September 2019 verhängt 
werden können, wenn andere Maßnah-
men nicht ausreichen, um den Grenzwert 
von 40 Mikrogramm zeitnah einzuhalten. 
Die Entscheidung war damals vor dem 
Hintergrund eines Messwertes von 48 Mi-
krogramm pro Kubikmeter in der Parcus-
straße gefallen. Die Stadt Mainz habe dar-
aufhin zahlreiche Maßnahmen ergriffen, 
um die Belastung zu senken, so Eder. Ein 
wichtiger Baustein ist die Erneuerung der 
kommunalen Busfl otte. Eder zeigte sich 
mit der erreichten Senkung der Messwerte 
Anfang Juli auch entsprechend zufrieden. 
Die Verkehrs- und Umweltdezernentin 
unterstrich aber auch, dass noch nicht alle 
Maßnahmen voll umgesetzt werden konn-

ten oder noch nicht ganz gegriffen hätten. 
Ursachen seien unter anderem ein schwie-
riger Arbeitsmarkt, der es der Kommune 
schwer gemacht habe, schnell die nötigen 
Mitarbeiter für die Projekte zu fi nden, nicht 
immer passgenaue Förderprogramme des 
Bundes und Verzögerungen aufgrund feh-
lender rechtlicher Grundlagen. Daher sehe 
die Stadt noch ausreichend Spielraum, um 
den Grenzwert von 40 Mikrogramm pro 
Kubikmeter auch ohne Fahrverbote zeit-
nah zu erreichen. Fahrverbote seien damit 
aus Sicht der Kommune unverhältnismä-
ßig. Auch die Messwerte der so genannten 
Passivsammler, die im Bereich der Innen-
stadt hängen und die den Werten der offi -
ziellen Messstationen einen gewissen Kon-
text geben, untermauern Eders Einschät-

zung. Nur einer von zwölf vorschriftsmäßig 
aufgehängten Passivsammlern habe 2019 
leicht überhöhte Werte gemeldet.        

Sicher fühlen dürfen sich Fahrer von 
Diesel-Pkw und Diesel-Transportern leider 
immer noch nicht. Eder machte klar, dass 
das Instrument Fahrverbot grundsätzlich 
weiter zur Verfügung stehe, sollte sich die 
Luftqualität widererwartend nicht ausrei-
chend verbessern. Auch gehe man seitens 
der Stadt davon aus, dass die Deutsche 
Umwelthilfe die Entscheidung der Kom-
mune gegen Fahrverbote zum ersten Sep-
tember nicht ohne weiteres akzeptieren 
und erneut vor Gericht ziehen werde. Diese 
Vorahnung bestätigte sich schnell. Kurz vor 
Redaktionsschluss kündigte die DUH an, 
gegen die Entscheidung vorzugehen.     

VON ANDREAS SCHRÖDER

Katrin Eder stellt die neuesten Messwerte vor 
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